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Keine amtswegige Entscheidung des OLG hinsichtlich nicht bekämpfter Beschlüsse
Zum Begriff der Entscheidung ,,in der Sache" isd S 39 Abs 2b StpO
OGH 19.3.201,4, 15 Os 25l14m (Anmerkung von Rainer Nimmervoll)
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OGH19.3.2014, 15 Os 5/14w (Anmerkung von Klaus Schwaighofer)
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OLG \ùØien 21.10.201,4,33 Bs 151/14v (LG Linz 1,2.9.2014,21, Bl 59/14x)

56 Gem $ 2 Abs 1 Z 2 Zahlungsdienstegesetz ist dieses Bundesgesetz auf den Bund, die Länder und Gemein-
den, wenn sie als Behörde handeln und dabei als Zahlungsdienstleister auftreten, nicht anzuwenden
LGSI Graz, 6.11,.201,4,1B1 65/14h

57 Die nüertanpassung der Rücklage stellt einen Teil der nur eingeschränkt verwendbaren Rúcklage dar.
LG Linz 27.6.201,4,27 Bl34l14w

58 Die Bestimmung des $ 132 Abs 2 SIVG regelt die Überlassung von Gegensränden, die Strafgefangene
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C- 4 5 6 I 14 (Anmerkung v on F rttz Zederl
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aa

und Beantragung der freiwitligen Arbeits-
losenversicherung nicht mehr als Arbeit-
nehmerin versicherungspftichtig beschäF
tigt. Daher kommt es allein darauf an, ob
sie die nach S z8 a Abs. z SGB lll erforderli-
chen Vorbeschäftigungszeiten durch den

Bezug von Arbeitslosgengeld I und/oder
von Ubergangsgetd erfütlen l<ann. Beides

schließen die Kasseler Bundesrichter aus.

Die Klägerin war während ihrer Teitnahme

an der Maßnahme der Deutschen Renten-

versicherung Bund zur Eingliederung in

das Arbeitsleben nicht nach g z6 Abs. z

SGB I I I arbeitslosenversichert.

Übergangsgeld zähtt nicht
Der Bezug von Ubergangsgetd führt nur bei

Maßnahmen der medizinischen Rehab¡lita-

tion zur Fortdauer der Versicherungspflicht
bei der BA, nicht bei a[[en anderen Einglie-

derungsmaßnahmen, auch wenn diese von

einer Körperschaft gewährt werden, die
>Träger der medizinischen Rehabititation<
sein l<ann (wie die Deutsche Rentenversi-

cherung Bund). Damit l<onnte die Klägerin
dic Vorau¡cctzungcn cincr Antragsversi,
cherung bei der BA nur noch im Hinblick auf
den Bezug des Arbeitslosengeldes I ats ei-
ner >Lohnersatzteistung< im Sinne des

$ z8 a Abs. z SaTz t Nr. z 5GB lll erlüllen.

Leistungsbezug unmittelbar vor
Aufnahme der Selbstständigkeit
Die Zahlung von Arbeitstosengetd I bis zum

3o.o6.zoo9 nützt der K[ägerin nichts, weit
es auf einen Leístungsbezug >unmittetbar<
vor Aufnahme der selbstständigen Tätig-

- Ð1

Rechtsprechungsdienst Soziale Sicherheit

Arbeitslosenversicherun g

BSG, Urteil vom 4.12.2014 - B 5 AL 1/14 R

Die erforderliche Vorversicherungszeit nach g zB a Abs. z SGB lll kann nicht mit
Zeiten von Unterhaltsgeld-Bezug während einer Maßnahme der beruflichen
Eingliederung erfüllt werden.

ü ilúI t{.

L Arbeitstosenversicherung

2 Rentenversicherung

keit anl<ommt; wie auch immer >unmittel-

bar<r genau verstanden wird. Unterbre-
chungen von mehr als einem Monat s¡nd

nach der Rechtsprechung des BSG jeden-

falls schädlich. Die Klägerin hatte atter-

dings bei Beginn der Eingtiederungsmaß-

nahme noch einen Restanspruch auf
Arbeitslosengeld I von 54 Tagen, nachdem

der Anspruch darauf wegen des erhattenen
Übergangsgeldes geruht hatte. Ein >ruhen-

dcr<r Anspruch crfü[t nach Ansicht des B5C

ledoch von vornherein nicht die Vorausset-

zungen des $z8a Abs. zSaIzt Nr. z SGB

lll, weit der >Bezuga einer bestimmten
Leistung voraussetzt, dass diese tatsäch-

lich gezahtt worden ist.

Hinweis für die Praxis:

Die Begründung des BSG mutet eher
technisch an und lässt nicht deutlich
erl<ennen, warum wertungsmäßig der

I
! It

2075
2

Die freiwillige Versicherung bei der Bun-

desagentur (BA) nach 5 zB a SGB lll ist ein

wichtiges lnstrument zur Unterstützung
der Aufnahme einer selbstständigen Tätig-
keit. 5ie ist zugleich aber auch anfältig für
>Mitnahmeeffel<terr in der Form, dass auch

Personen, bei denen der Eintritt des Versi-

cherungsfattes der Arbeitslosigkeit sehr
wahrscheinlich ist, die Versicherung bean-
tragen. Deshalb hat der Gesetzgeber die
Versicherungsberechtigung daran ge-

knüpft, dass der Betroffene zutetzt vor der
Aufnahme der setbstständigen Tätigkeit in
einem Versicherungspflichtverhättnis ge-

standen oder Leistungen der BA wie Ar-
beitslosengeld I bezogen hat.

Berufliche Eingliederung
Die Klägerin hatte zunächst von Februar
zooS bis Ende,luni zoog Arbeitslosengetd I

von der bektagten BA bezogen, unterbro-
chen durch Zeiten der Arbeitsunfähigkeit.
Zwischen dem 07.ol.2oo9 und dem
3o.o6.zoto nahm sie an einer beruftichen
Fördermaßnahme der Rentenversicherung
teiI und erhielt iihergangsgetd nach g ro
5GB Vl. Zum or.oT.zoto machte sie sich
setbstständig und beantragte die freiwitti-
ge Versicherung bei der Bel<[agten. Diese
lehnte den Antrag mangels Erftìttung der
ve rs icheru n gsrechtliche n Vo ra ussetzu n -

gen ab. Diese Entscheidung ist in atten drei
gerichttichen lnstanzen bestätigt worden.

Vorbeschäftigung erforderlich
Die Klägerin war schon längere Zeit vor
Aufnahme der setbstständigen Tätigl<eit

Sa5Í plus 2/2015



"f íí*l'thei¡¡¿t

Reha-

bilitation

É,ri¡eÍt 49

ATS81

Relr Domrn
Grad der Behinderung im Schwerbehindertenrecht:
Sind neun verschíedene Stufen für die
Ausd ifferenzieru n g von Beh inderu n gen notwend ig?

Itce ht 62 Eorun Rnsc¡r

Bedarfsermittlung u nd Hilfeplanung
für Menschen mit Behinderungen:
Ptädoyer für einen individue[[en Rechtsanspruch
auf eine trägerübergreifende Koordination

Position 44 Wrr-Her¡¡ Ao¡nny
Zugan g z u r Arbe its [ose nve rs ic h e ru n g e rle ic hte rn :

Rahmenfrist für den Anspruch auf Arbeitslosengeld
ver[ängern

Magazin 45

46
47
48
48

Gesundheit 67 Mnxrnnrunru Glssrurn/Drnr Göprrnnnr¡l
Mehr Gerechtigl<eit oder neue Unwuchten?
Die jüngsten Änderungen im Risikostrukturausgleich
zwischen den Krankenkassen

73

Reform Schwerbeh i nderten rechts:

ert werden sollte
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Reformvorschläge des DGB zum Schwerbehindertenrecht
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Nachruf 82 ln memoriam Dr. Bernd Schutte

ln ¡rntr

Nach wie vor sind schwer-

behinderte Menschen am

Arbeitsmarl<t starl< benachtei-

ligt. Und: Um ihre lntegration

zu fördern, reichen die Rechte

der Schwerbehindertenvertre-

tungen nicht aus. Der DGB hat

daher Vorschläge zur notwen-

digen Reform im Schwerbe-

hindertenrecht entwickelt.

Reformiert werden sotlte auch

das kostenintensive Verfah-

ren zu r Statusfeststettun g

von (schwer-)behinderten

Menschen nach Graden der

Behinderung in roer-Stulen.

Außerdem muss die Bedarfser-

mittlung und Hilfeplanung fijr
Menschen mit Behinderungen

dringend verbessert werden.

Vorschläge dazu werden hier

p räse ntie rt.

Seit zoog erhalten die Kran-

l<enkassen ihre Zuweisungen

aus dem Gesundheitsfonds

nach dem Verteitungsschlüssel

des morbiditätsorientierten

Risikostrul<turausgleichs.

Seitdem streiten sie - auch vor

Gericht - über die Zietgenauig-

l<eit der Zuweisungen. Mit der

Finanzstrukturreform in der GKV

erfolgten jetzt auch Änderungen

beim Risikostru l<turausgleich.

Verhelfen sie zu mehr Gerech-

tigkeit?

Soziole Sicherheit Online

Das Plus fûr Abonnenten:
. Atle Beiträge

ab r/zor4 online
. Leistungsfähige

Vo[ltextsuche
. Zeitsparende

Kurzfassu ngen

. Nützliche Arbeitshilfen

. Links auf externe Quellen

Zugan gsdaten anfordern auf:

www.sozía IeSic herheit.de /
registrierung
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KONZERNRECHT
Aktienrecht
Ertragspoolung als Gewinngemeinschaften
Dr. Tibor Fedke, L[.M. (Sydney), Berlin
ln der Praxis vereinbaren gelegentlich mehrere Unterneh-
men, untereinander Einnahmen und Ausgaben nach einem
bestimmten Schlüssel zu verteilen (sog. Ertragspoolung). Bis-

lang ist noch weitgehend ungeklärt, ob bzw. unter welchen
Voraussetzungen derartige Poolungsabreden als Gewinnge-
meinschaften i,S.v. 5 292 Abs. 1 Nr. 1 AktG einzustufen sind.
Der Beitrag setzt sich mit den Abgrenzungsfragen, den Folgen
einer,,verunglückten" Gewinnpoolung und den formalen An-
forderungen an Unternehmensverträge auseinander.

DK0690630 S.53
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KONZERNRECHT
GmbH-Recht
Zur Treuepfl icht eines Mehrheitsgesel lschafters
einer GmbH
OLG München, Urteilvom 14.08.2014 - 23U 4744113

DK0690625

STEUERRECHT

Umsatzsteuer

Dienstleistung eines Unternehmers an seine
unselbstständige Zweigniederlassung in einem
anderen Mitgliedstaat, die dort einem Organkreís
angehört
EUGH, Urteil vom 17.09.2014 - Rs. C-7l13

DK068994 1

U msatzsteuer/Abgabeno rd n u n g

Vorsteuerabzug bei Totalverlust der Rechnungen

BFH, Urteil vom 23.10.2014-V R23l'13

DK0690347

Erbschaft-/Schen kun gsteuer

Freigebige Zuwendung an Neugesellschafter bei
Kapitalerhöhung einer GmbH
BFH, Urteil vom 27.08.2014 - ll R 43/12

DK069û236
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Hinzurechnung bei Dividenden aus Auslandsbe-
teiligungen
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STEUERRECHT

lnternationales Steuerrecht

Maßnahme Nr. 1 des BEPS-Aktionsplans:
Steuerliche Herausforderungen der Digital Economy
RA/StB Dr. Reimar Pinkernell, LL.M., Bonn
Die Steuergestaltun gskn iffe eini ger bekannter lT-Konzerne
waren ein Hauptauslöser für die politische Entscheidung
der G20, gegen internationale Gewinnverlagerung und Min-
derbesteuerung vorzugehen. Die OECD hat deshalb im Rah-
men des BEPS-Aktionsplans vom 19.07.2013 eine Task Force
eingesetzt, die sich mit den steuerlichen Herausforderungen
der Digital Economy befasst. Der Beitrag schildert den lnhalt
und die Schlussfolgerungen des Berichts der Task Force vom
16.09.2014.

0K0690738

BITANZRECHT/RECHNUNGSTEGUNG
Rechnungslegung

Bilanzrichtlinie-Umsetzungsgesetz (BilRUG)

Thomas Blöink / Thomas Knoll-Biermann, beide Berlin
Die neue EU-Bilanzrichtlinie 2013134/EU muss bis zum
20.07.2015 in deutsches Recht umgesetzt werden. Die Bundes-
regierung hat dazu am 07.01.2015 einen Regierungsentwurf
vorgelegt, der nun auf dem Weg in das parlamentarische Be-
ratungsverfahren ist. Ziel der Reform sind insbesondere eine
Entlastung der kleinen Unternehmen, weitere Harmonisie-
rungen bei den Anhangangaben im Jahres- und Konzernab-
schluss sowie die Einführung einer Pflicht zur Vorlage eines
Zahlungsberichts von Rohstoffunternehmen. Der Beitrag stellt
die konkrete Umsetzung der EU-Vorgaben in das deutsche
Handelsbilanzrecht vor, geht darüber hinaus auf Änderungen
gegenüber dem vom Bundesministerium für Justiz und für
Verbraucherschutz im Sommer 2014 vorgelegten Referen-
tenentwurf ein und gibt einen Ausblick über weitere künftige
Änderungen im Handelsbilanzrccht.

DKû6907',t 4

Rechnungslegung

Gestaltung des internen Konzernmonatsberichts -
Ergebnisse einer Studie bei den Unternehmen des
HDAX

Prof. Dr. Thomas Joos, Pforzheim
Der interne Konzernmonatsbericht nimmt eine herausraQen-
de Stellung im Management Reporting ein. Er informiert das
Top-Management über die Lage des Konzerns im Berichts-
monat und über seine voraussichtliche künftige Entwicklung.
Der Beitrag gibt einen Überblick tlber die Ausgestaltung des
Konzernmonatsberichts bei deutschen Aktien gesellschaften.

DK06881 46

STEUERRECHT

Gewinnermittlung
AdV wegen ernstlicher Zweifel an der Verfas-
sungsmäßigkeit der sog. Zinsschranke (S 4h EStG,

5 8a KStG)

BMF, Schreiben vom 13.11.2014

DK0689943

B i la nzsteuerrecht
Tellwertabschrelbung gem. S 6 Abs. 1 Nr. 1 und 2
EStG

OFD NRW, Kurzinformation vom 22,01.2015

DK0691 342

s.90

s.92

s,95

s.57

5,102

5.103

5.65

5.104

5.80

ì'

DER KONZERN Nr.0212015 M1



lnhaltsverzeichnis

Abhandlungen

Joachim Wietand,speyer, Der Abschluss von Konzessionsvert$geL 9!s Teil der gemeindlichen

Gïút""*"ttung _ âíÑät*""dþkeit der Noveilierung von $ 46 EnWG.

Guy Beaucamp, Hambu rglJakob Beaucamp, Hamm, ln dubio pro libertate - Überlegungen zur

r<ó[ttucrr- und'Burkaverbótsdebatte

Ktaas Engetken, Winterbach, Mehrbelastungsausgleichspflicht der Länder gegenüber den Kommunen

bei bundesrechttichen Aufgabenerweiteruffiñä fS';äên' Bund Aufgabeìerweiterungen zulasten

der Kommunen verboten? ....

BuchbesPrechungen
Nikolaos Gazeas,übermittlung nachrichtendiensilicher Erkenntnisse an strafverfolgungsbehörden (clemens Arzt) " "

Helena Lindemann, Kommunale Governance - Die stadt als Konzept im Völkerrecht (Michael Fuchs) "

KartottoBergmann/BurkhardPauge/Heinz-Dietrichsteinmeyer(Hrsg.),GesamtesMedizinrecht,2.Auflage(Matthias
Wiemers)..

Rechtsprechung
BG4 Urteil vom17.12.2019-KZR66112-Betrieb eines Energieversorgungsnetzes; Konzessionsvergabe durch die

Gemeinde; diskriminierungÀfreieiWettbewerb (vgl' Abhandlung Wieland¡

vertGHNRUl4 Urteil vom 9.12.2014 - VerfGH 1111g-Keine Mehrbelastungsausgleichspflicht gegenüber den Kommunen bei

óunOËrr""nif¡ãhen Aufgabenãnrveiterungen (vgl. Abhandlun g tu gelken)

169

174

'184

192

195

196

196

207

.J

.f

I
l

.,]
.i

I
I
!
Ij
q

I
't
1

Jl
i
I
l.

:

J

Die Öffentliche Verwaltung - März 20!6 - Heft 5



Neue Zeitschnft für Sozialrecht
Zweiwochenschrift für die anwaltliche, betriebliche, behördliche und gerichtliche Praxis 512015

INHALT

Aktuell

Aufsätze und Berichte

Buchbesprechungen

Rechtsprechung

Verfassungsrecht

Kra n ke nve rsi ch e ru n g srecht

Pf I e g eve rs i ch e ru n g s recht

Rechtsprechung
Terminvorschau des BSG
Mitteilungen
Veranstaltungen

M. Kahenb orn, Die Neufassung des Asylbewerberleistungsgesetzes und
das Recht auf Gesundheit
M. GafSner / C. Scherer, Vergútung ohne Maß - Maßlose Vergütung?
M. Hörtz / T. Tacou, Kopf oder Zahl? -Von der Eínzelfall(un)gerechtigkeit
der aktuellen oberinstanzlichen Rechtsprechung zum sozialversicherungsrecht-
lichen Status Quo einer (Erwerbs-)Tätigkeit am Beispiel der Notarzttätigkeit

D. Prätting, Fachanwaltskommentar Medizinrecht (5. Braun)
B. Knittel, SGB IX Kommentar (8. Glatzel)

Zugänglichmachung von Prozessunterlagen in Blindenschrift
(BVerfG Beschl. u. 10.10.2014 - 1 BuR 856/L3)

Vergütungsanspruch einer handchirurgischen Klinik für eine vorstationäre
Krankenhausbehandlung
(BSG Urt. u. 14.10.2014 - B 1 KR 28/13 R - mit Fokus)
Erstattungspflicht der Sozialhilfeträger
(BSG Urt. u. 18.11.2014 - B 1 KR 13/13 R - mit Fokus)
Sicherstellung einer weltweiten Auslandsreisekrankenversicherung durch
die GKV
(LSG Niedersacbsen-Bremen Urt. u.23.1.0.2014 - L 1/4 KR 570/12 KL -
mit FoÞus)
Off-Label-Use - Subkutan statt íntravenös verabreichbare Immunglobuline
bei yernarbten Venen
(LSG Berlin-Brandenburg Urt. u. 16.12.2014 - L L KR 185/13)
Schlichtungsverfahren als Zulässigkeitsvoraussetzung für Idagen auf
Vergütung von Krankenhausbehandlungen
(SG Mainz Urt. u. 12.12.2014 - S 3 KR 398/14)
Abrechnung des Chronikerzuschlags
(SG Saarbräcþ.en Urt. u.28.1.2015 - S 2 KA 178/14)

Höhe des Pflegegeldes
(BSG Urt. u. 8.L0.20L4 - B 3 P 4/13 R = mit Fokws)

Anspruch auf Verhinderungspflege - Übernahme von Reisekosten für
Ferienfreizeit
(LSG Schleswig-Holstein Urt u.26.11.20L4 = L 9 SO 33/11)

Kompensation der Minderung von Rentenansprüchen - Umgestaltung
der Bundeswehr
(LAG Hamm Urt. u.19.11.2014 - 5 Sa 315/14)

V
VII
VII
IX

1.61.

166

. 187

175

r82

1,96

ill

180
181

1,82

1.84

1,91,

19t

192

192

195

Rentenyersi ch e ru n g s re c ht

NZs 5/2015



Grundsicherungsrecht

Ar b e i tsf ö rd e r u n g s recht

Verfahrensrecht

Versicherungspflicht als Zahnarzt in,, nicht gleichberechtígter" Gemern-
schaftspraxis
(LSG Baden-'Württernberg (Jrt. u. 12.12.20L4 - L 4 R 1333/13)
Vorliegen einer abhängigen Beschäftigung - Tätigkeit als Reinigungskraft
(SG München Beschl. u. 5.L.2015 - S 31 R 2588/13)

Nachhilfeunterricht - Dauer der Förderqng
(LSG Sachsen Bescbl. u. 18.12.2014 - L 2 AS 1285/14 B ER/
Einstweiliger Rechtsschutz bei EingliederungsverwaltunLgsakt
(LSG Bayern Bescbl. u.7.1.2015 - L 16 AS 734/14 B ER)

Hausverbot im jobcenter
(SG Heilbronn Beschl. u. 19.11.2014 - S 10 AS 3793/L4 ER)

Erstattungsanspruch des Grundsicherungsträgers bei rückwirkender Bewilli-
gung von Ubergangsgeld
(SG Hannouer Scblussurt. u. 6.1.20L5 - S 6 R 901./12)

Rückforderung von Arbeitslosengeld - Überschreiten der Kurzzeitigkeitsgrenze
durch Zeiten bloßer Arbeitsbereitschaft
(LSG Bayern Urt. u. 11.1.2.201.4 - L 1.0 AL 234/13)

Streitwert einer Untätigkeitsklage
(LSG Bayern Beschl. u.9.10.201,4 - ¿ 5 R 604/14 B)

in Hartz-IV-Verfahren
- L L9 AS 1880/14 B -
4 0 u er öffentli cb ten Ent-

scheidung)
Rückwirkende Bewilligung von PKH
(LSG Bayern Beschl. u. 17.11.20L4 - L 16 AS 499/14)
Gebührenfreiheit des Gerichtsverfahrens für die Bundesagentur für Arbeit
bei Wahrnehmung von Aufgaben nach dem SGB II
(SG Magdeburg Eeschl. u. Ie .n.z0t4 - S 4 SF 3/1.4 - rnit FoÞus)

796

797

197

197

197

198

198

198

1,99

199

200

Beilagenhinweis Mit dieser Ausgabe verbreiten wir Beilagen vom VERLAG C.H.BECK.

Wir bitten unsere Leser um Beachtungl

NZS
Neue Zeitschrift für Sozialrecht

Zweiwochensch¡ift für die anwaltliche,
betriebliche, behördliche und gericht-
liche P¡axis

Verantwortlicher Schrift leiter:
Dr. Gerhard Knorr
Merseburger Str. 8 a
80993 München
Tet. (0 89) 1 49 35 78 priv.
E-Mail: Knorr.nzs@gmx.de

Mitarbeiter der Redaktion:
Karl Habermann, Ltd. MR.a. D.
Gûnther Macht, Ltd. MR
André Scharrer, RiArbG

Manuskripte: Manuskripte sind an die
Redaktion zu senden. Der Verlag
haftet nicht für Manuskripte, die
unverlangt eingereicht werden. Sie
können nur zurückgegeben werden,
wenn Rúckporlo beigefúgt ist. Die
Annahme zur Veröffentlichung muss
schriftlich erfolgen. Mit der A¡nahme
zur Veröffentlichung úberträgt der
Autor dem Verlag C.H.BECK an sei-
nem Beitrag fúr die Dauer des gesetz-
lichen Urhèberrechts das exklusive,
räumlich und zeitlich unbeschrânkte
Recht ver-
breitu das
Recht gabe
und Zugänglichmachung, das Recht

zur Aufnahme in Datenbanken, das
Recht zur Speicherung auf elektro-
nischen Datenträgern und das Recht
zu deren Verbreitung und Verviel
fältigung sowie das Recht zur sonsti-
gen Verwertung in elektronjscher
Form. Hierzu zählen auch heute
noch nicht bekannte Nutzungsfor-
men. Das in g 38 Abs. 4 UrhG nieder-
gelegte zwingende Zweitverwertungs-
recht des Autors nach Ablauf von
12 Monaten nach der Veröffent-
lichung bleibt hiervon unberührt.

U¡hebe¡- und Verlagsrechte: Alle in
dicser Zeitschrift vc¡öffcntlichtcn Bci-
träge sind urheberrechtlich geschützt.
Das gilt auch für die veröffentlichten
Gerichtsentscheidungen md ihre Leit-
sätze, denn diese sind geschùtzt, so-
weit sie vom Einsender oder von der
Schriftleitung erarbeitet oder redi-
giert worden sind. Der Rechtsschutz
gilt auch gegenúber Datenbanken und
ähnlichen Eimichtungen. Kein Teil
dieser Zeitschrift darf außerhalb der
engen Grenzen des Urheberrechts-
gesetzes ohne schriftliche'Genehmi-
gung des Verlags in iigendeiner Form
vervielfältigt, verbreitet oder öffent-
lich wiedergegeben oder zugänglich
gemacht, in Datenbanken aufge-
nommen, auf elektronischen Daten-
trägern gespeichert oder in sonstiger
'Weise elektronisch vervielfältigt, ver-
breitet oder verwertet werden.

Anzeigen ECK,
Anzeig ße 9,
80801 Post-
fach 40 03 40,80703 München.
Media-Beratung: Telefon (0 89) 3 81
89-687,Telefax (0 89) 3 81 89-589.
Disposition, Herstellung Anzeigen,
technische Daten: Telefon (0 89) 3 81

' 89-598, Telefax (089) 38189-599,
E-Mail anzeigen@beck.de
Verantwortlich für den Anzeigenteil:
Bertrøm Götz.

Verlag: Verlag C.H.BECK oHG, !fil-
helmstr 9, 80801 München, Post-
anschrift: Postfach 40 03 40, 80703
München, Telefon: (0 89) 3 81 89-0,
Telefax: (0 89) 3 81 89-3 98, Post-
bank München: Nr.6229-802, BLZ
700 100 80.
Amtsgericht München, HRA 48 045.

Erscheinungsweise: Zweimal im Monat.

Bezugspreise 2Ol5; Iahresabo € 329,-
(darín € 27,52 MwSt.). Vorzugspreis
für NNø- und NZA-Bezieher sowie
für Studenten (fachbezogener Stu-
diengang) und Referendare € 299¡-
(darin € 19,56 MwSt.). Einzelheft
€ 16,- (darin € 1,05 MwSt.). Ver-
sandkosten ieweils zuzüglich. Die
Rechnungsstellung erfo[gt zu Beginn
eines Bezugszeitraumes. Nicht einge-
gangene Exempla¡e können nur in-

nerhalb von 6 Wochen nach dem Er-
scheilungstermin reklamiert werden.
Jahrestitelei und -register sind nur
noch mit dem jeweiligen Heft liefer-
bar.

Bestellungen über jede B'uchh.ndlung
und beim Verlag.

KundenSeniceCenter:
Telefon: (0 89) 3 87 89-7 50,
Telefax: (0 89) 3 81 89-358.
E-Mail: bestellung@beck.de

Abbestellungen müssen 6 Wochen vor
Jahresschluss erfolgen.

Adressenänderungen: Teilen Sie uns

rechtzeitig Ifue Adressenänderungen
mit. Dabei geben Sie bitte neben dem
Titel der Zeitschrift die neue und die
alte Adresse an.

5 der Post-
dnung: Bei
s Beziehers

kann die Deutsche Post AG dem Ver-
lag die neue Anschrift auch dann
mitteilen, wem kein Nachsende-
antrag gestellt ist. Hiergegen kann
der Bezieher innerhalb von l4Tagen
nach E¡scheinen dieses Heftes beim
Verlag widersprechen,

Druck (Adresse
wie Versand
und str. 3-5'
86720 Nördlingen.

lV Nzs s/201s



l.{eue Zeitschrift für So zialrecht
Zweiwochenschrift für die anwaltliche, betriebliche, behördliche und gerichtliche Praxis 412015

INHALT

Aufsätze und Berichte

Buchbesprechungen

Reehtsprechung

Verfassungsrecht

K ra n ke nve rs i ch e ru n gs recht

Re nte nve rs i ch e ru n g s recht

Grundsicherungsrecht

M. Fucbs, Die Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen Union zum
Sozialrecht im Jafu 2014'
B. Kucbler Übermittlung (Anbietung) von Unterlagen, die dem Sozialgeheim-
nis nach $ 35 SGB I unterliegen, an ein Archiv
N. Schaþs, Tagungsbericht: 5. Deutscher Sozialgerichtstag - Gegensatz oder
Zukunft. Bundeskongress am 20. und 21. November 2014 in Potsdam

D e ttl in g / G er I a c b, I(r ankenhausrecht ( R. Zu c k )
Michael Sattler, AnwaltFormulare Mandanteninformationen (R. Günter)

Entschädigung wegen unangemessener Verfahrensdauer
(BVerfG Beschl. u. 8.10.20L4 - L BuR 2186/14 - mit Fokus)

Erstattung von Krankenhausvergütung für stationäre Behandlungen
(BSG Urt. u. 14.10.2014 - B 1 KR 27/13 R - mit FoÞus)
Höhe der Beiträge zur freiwilligen Versicherung
(BSG Urt. u. 15.10.2014 - B 12 KR 10/12 R - rnit FoÞus)
Anspruch des Sozialhilfeträgers auf Kostenerstattung für eine Krankenbehand-
lung
(BSG Urt. t.18.1.1.2014 - B 1 KR 12/14 R)
Beitragsbemessung freiwillig Versicherter - I(ein Abzugsbetrag für behinderte
Kinder bei Beschäftigung in'ùøfbM
(LSG Nordrhein-Westfalen Urt. u. 9.10.2014 - L 16 KR 388/L3 - mit Fokws)

Statusschädliche Unterbrechung einer selbstständigen Tätigkeit
(BSG Urt. u. 30.10.2014 - B 5 RE 11/14 R - mit Fokus)
Verwaltungsaktcharakter einer Abrechnung über eine Rentennachzahlung
(LSG Niedersach sen- ßrennen' I'eilwrteil u. 1. 0.1 2.201.4 - L 2 R 49 4/L 3 )

Anspruch auf Mehrbedarf wegen Ausübung des Umgangsrechts
(BSG Urt. u.4.6.2014 - B 14 AS 30/13 - mit Anmerkung)
Ausschluss von SGB-II, Leistungen für nach SGB III förderungsfähige
Berufsausbildungen
(LSG Thäringen Bescbl. u.20.10.2014 - L 4 AS 1070/14 B)
Schonvermögen für'Wohnzwecke behinderter Menschen
(LSG Bayern Urt. u.20.11..2014 - L 7 BK 4/14)
Aufhebung von Sanktionen - Berücksichtigung zwischenzeitlich gewährter
Lebensmittelgutscheine als Leistungen an Erfüllungs statt
(LSG Bayern Urt. u.26.11.2014 - L 11 AS 654/14)
Obliegenheit zur Senkung der Unterkunftskosten - Sechsmonatige Schutzfrist
(SG Freiburg Urt. u. 18.12.2014 - S 19 AS L756/14)

il NZS 4/2015

1,21,

I27

1.31,

1,32

133

L34

1,36

141

1,44

1,44

1.47

149

149

153

153

153

153

ilt



Ar b e i tsf ö rd e r u n g s re c h t

Verfahrensrecht

Ruhen des Arbeitslosengeldanspruchs wegen des Bezugs von Ruhegehalt
(BSG Urt u.23.10.201.4¡8 11 AL 21/13 R - mit Fokus)

Erstattung von Kosten im \liderspruchsverfahren
(BSG Urt. u. L8.9.2014 - B L4 AS 5/14 - mit Foþus)
Vergütung für Widerspruchsverfahren gegen Kostenentscheidung
(LSG Baden-Württemberg Urt. u. 17.9.2014 - L 2 AS 3053/L3)
Abrechnung der Strukturpauschale nach Nr. 06225 EBM trotz operativer
Tätigkeit als Augenarzt
(SG Marburg Urt. u. 17.9.2014 - S 12 KA 483/12)
Beschwerdeeinlegung beim unzuständigen Gericht
(LSG Bayern Beschl. u. 8.10.2014 - L 7 AS 663/L4 B ER/
Beitragsrückstânde -Aufrechnung durch den SV-Träger
(LSG Sacbsen Urt. u. 16.10.201.4 - L 2 U 59/L1)
Voraussetzungen der Erledigungsgebühr
(LSG Thäringen Beschl. u. 22.10.2014 - L 6 SF 1086/14 B)
Durchsetzung der Kenntnisnahme von Verwaltungsrichtlinien im einstweiligen
Rechtsschutz
(LSG Hessen Beschl. u.7.11.20L4 - L 6 AS 722/14)

1s4

155

1,60

1,60

1.60

1,60

1,60

1,60

Fachanwalts-Lehrgang

Sozialrechtæ

Leipzig stin 7 6,04,201 5

Stuttgart sut: '19,1 
1 ,2015

Beilagenhinweis
Mit dieser Ausgabe verbreiten wir folgende Beilagen

Haufe-Lexware GmbH & Co. KG

und VERLAG C:H.BECK.

Wir bitten unsere Leser um Beachtung!

,,Íiew 4el+ixew lùt viak zuø lzbzr l¿k uô¿kt¿, lass a
ìl,ne* gul gtkt - auclt øw icl, uwø¡( ri¿ht n¿hr bir '

BignÉ Âohdê. ft6

(nnBERl 33383,--sþm7nãrebmtr*lra;r X'å;ff#Iif"'

Weitere lnformationen finden Sie unter www.ARBER-seminare.de

NZS
Neue Zeitschrift fü¡ Sozialrecht

Zweiwochenschrift für die anwaltliche,
betriebliche, behördliche und gericht-
lìche Praxis

Verantwortlicher Schrif tleiter:
D¡. Ge¡hard Knorr
Merseburger Str. 8 a
80993 München
Tel. (0 89) 7493578 priv.
E-Mailr Knorr.nzs@gro.de

Mitarbeiter der Redaktion:
Karl Habe¡mann, Ltd. MR a. D.
Günther Macht, Ltd. MR
André Scharrer, RiArbG

Manuskripte: Manuskripte sind an die
Redaktion zu senden. Der Verlag
haftet nicht für Manuskripte, die
unverlangt eingereicht werden. Sie
können nu¡ zurückgegeben werden,
wenn Rückporto beigefúgt ist. Die
Annahme zur Veröffentlichung muss
schriftlich erfolgen. Mit de¡ Annahme
zur Veröffentlichung überrrägt der
Autor dem Verlag C.H.BECK an sei-
nem Beitrag fü¡ die Dauer des gesetz-
lichen Urheberrechts das exklusive,
räumlich und zeitlicb unbescbränkte
Recht zur Vervielfältigung und Ver-
breitung in körpeilicher Form, das
Recht zur öffentlichen lØiedergabe
und Zugânglichmachung, das Recht

zur Aufnahme in Datenbanken, das
Recht zur Speichermg auf elektro-
nischen Datentrâgern und das Recht
zu deren Verbreitung und Verviel-
fältigung sowie das Recht zur sonsti-
gen Verwertung in elektronischer
Form. Hierzu zählen auch heute
noch nicht bekannte Nutzungsfor-
men. Das in g 38 Abs.4 UrhG nieder-
gelegte zwingende Zweitverwertungs-
recht des Àutors nach Ablauf von
12 Monaten nach der Veröffent-
lichung bleibt hiervon unberùhrt.

Urheber- ud Verlagsrechte: Alle in
drese¡ Zeitsch¡ilt verölientlichten tsei-
träge sind uheberrechtlich geschützt.
Das gilt auch fijr die veröffentlichten
Gerichtsentscheidmgen und ihre Leit-
sätze, denn diese sind geschi.itzt, so-
weit sie vom Ei¡sender oder von der
Schiiftleitung erarbeitet oder redi-
giert worden sind. Der Rechtsschutz
gilt auch gegenüber Datenbanken und
ähnlichen Einricþtungen. I(ein Teil
dieser Zeitschrift darf außerhalb der
engen Grenzen des Urheberrechts-
geseøes ohne schriftliche Genehmi-
gung des Verlags in irgendeiner Form
vervielfältigt, verbreitet ode¡ öffent-
lich wredergegeben oder zugänglich
gemacht, in Datenbanken aufge-
nommen, auf elektronischen Dâten-
trägern gespeichert ode¡ in sonstiger
Weise elekrronisch vervielfältigt, ver-
breitet oder verwertet werden.

Anzeigenabteilung: Verlag C.H.BECK,
Anzeigenabteilung, Wilhelmstraße 9,
80801 München, Postanschrift: Post-
fach 40 O3 40, 80703 München.
Mediâ-Berâttrng: Telefon (0 89) 3 81
89-687,^lelefax (0 89) 3 81 89-589.
Disposition, Herstellmg Anzeigen.
technische Daten: Telefon (0 89) 3 81
89-598, Telefax (0 89) 3 81 89-599,
E-Mail anzeigen@beck.de
Verantwortlich für den Anzeigenteil:
Bertram Götz.

Verlag: Verlag C.H.BECK oHG, lfil-
helmctr.9, 80801 À4ünchen, Post-
anschrift: Postfach 40 03 40, 80703
München, Telefon: (0 89) 3 8189-0,
Telefax: (0 89) 3 81 89-3 98' Post-
bank Múnchen: Nr.6229-802' BLZ
700 100 80.
Amtsgericht München, HRA 48 045.

Erscheinungsweis e: Zweimal im Monat.

Bezûgspreise 2015: Jahresabo € 329,-
(darin € 21,52 MwSt.). Vorzugspreis
für N.fl(/- und NZA-Bezieher sowie
für Studenten (fachbezogener Stu-
diengang) und Referendare € 299,-
(darin € 19,56 MwSt.). Einzelheft
€ 16,- (darin € 1,05 MwSt.). Ver-
sandkosten jeweils zuzüglich. Die
Rechnungsstellung erfolgt zu Beginn
eines Bezugszeitraumes. Nicht einge-
gangene Exemplare können nu in-

nerhalb von 6 rùØochen nach dem Er-
scheinungstermin reklamiert werden.
Jahrestitelei und -register sind nur
noch mit dem jeweiligen Heft liefer-
bar.

Bestellungen ùber jede Buchhandlung
und beim Verlag.

KundenSeniceCenter:
Telefon: (0 89) 3 81 89-7 50,
Telefax: (0 89) 3 81 89-358,
E-Mail: bestellung@beck.de

Abbestellungen müssen 6 ìlochen vor
Jahresschlrrss erfoìgen

Adressenänderungen: Teilen Sie uns
rechtzeitig Ihre Adressenänderungen
mit. Dabei geben Sie bitte neben dem
Titel der Zeitschrift die neue und die
alte Adresse an.

Hinweis gemäß g 7 Abs.5 der Post-
dienste-Datenschutzverordnung: Bei
Anschriftenänderung des Beziehers
kann die Deutsche Post AG dem Ver-
lag die neue Anschrift auch dann
mitteilen; wenn kein Nachsende-
antrag gestellt ist. Hiergegen kam
der Bezieher innerhalb von 14 Tagen
nach Erscheinen dieses Heftes beim
Vedag wìdersprechen.

Druck: Drucke¡ei C.H.BECK (Adresse
wie Verlag). Lieferanschrift: Versand
und Vflarenannahme, Bergerstr. 3-5,
86720 Nördlingen.

fV Nzs 4/201s



o

o

Lhde

th

nfall

AT
o

ARBEITS. U ND SOZIALRECHTSKARTEI
Redaktion: Univ.-Prof. Dr. Franz Marhold, Dipl.-Kfm. Eduard Müller
1210 Wien, Scheydgasse 24, Telefon: 01124 630,

E-Mail Redaktion: redaktion@ lindeverlag

Fax: 01 1,

UNI

aI

INHALTSVERZEICHNIS

MONIKA DRS....... 82

Topthema: Allgemeine Mitwirkungsrechte des Betriebsrats
bei Fehlverhalten einzelner Arbeitnehmer

THOMAS RAUCH 91

Topthema: Mitwirkung des Betriebsrats in wirtschaftlichen Angelegen-
heiten

Versicherungsmonat in der Pensionsversicherung

ANNA MERT1NZ ........,.....-.

Arbeitsrecht im Außendienst

ANDREAS GERHARTL..

Schulungsmaßnahmen für Arbeitslose

ALFRED SHUBSHIZKY

Praxis-News aus Sozialversicherungs-, Lohnsteuer- und Arbeitsrecht
in Kurzform

EDITH MARHOLD-WEINMEIER ......

Aus der aktuellen Bechtsprechung

96

97

''t05

1'15

118

o OGH: Gemeindevedragsbedienstete/
Kündigung

o OGH: Geltungsbereichsausnahme
des $ 1 Abs 226 AZG

. OGH: Anderungskündigung/Anfechtung
a OGH: Gleichbehandlungsgrundsatz
a OGH: Nettolohnvereinbarung



=ARD 6438
69. Jahrgang, 5.März 201-5

IN AttER KURZE

INHALTSVERZEiCFINiS

a

.,r, 
-

2

THEMA
Manfred Lindmayr: Die Sperrfrist des 5 104a ArbVG bei einvernehmlicher Auflösung des Dienstverhältnisses

Das Arbeitsver-fassungsgesetz räumt dem Betriebsrat gewisse Mitwirkungsrechte bei der Auflösung von Dienstverhältnissen ein'

Die Pflicht, einen Betriebsrat von einer bevorstehenden Kündigung eines Arbeitnehmers zu verständigen, ist hinlänglich bekannt.

Weniger bekannt ist hingegen, dass der Betriebsrat auch bei der einvernehmlichen Auflösung eines Dienstverhältnisses insofern

eine gLwisse Rolle spíelt, als eine solche Auflösungsvereinbarung für einen gewissen Zeitraum nicht wirksam abgeschlossen

werdãn kann, wenn der Arbeitnehmer zuvor noch die Möglichkeit einer Beratung mit dem Betriebsrat verlangt' Dieses ,,Mitwir-

kungsrecht" des Betriebsrats wird im Beitrag näher dargestellt.

RECHTSPRECHUNG

3

IARBEITSRECHT
Keine Anwendung der Lohndumping-Bestimmungen auf Privatpersonen

EuGH: Mindestlohn bei Entsendung

Lohndumping: Einbeziehung eines,,Osterreichzuschlags" in Entgelt

Unterentlohnung von 4,33 0/o: Keine Strafe wegen Lohndumping

Unterentlohnung über mehrere Monate von zumindest 6,6 o/o: Strafe wegen Lohndumping gerechtfertigt

Beginn der Verjährungsfrist bei Unterentlohnung bis Ende 2014

Unterlassene Lohnzahlung wegen lnsolvenz - kein Lohndumping

I SOZIALVERSICHERUNGSRECHT
Schadenersatz bei Verletzung der lnformationspflicht über Optierung in gesatzten BAGS-KV - Beitragspflicht

finbehaltung zukünftiger Gehaltsbestandtcilc für Zukunftcciohcrung - Beitragspfli-cht

Umdeutung von Werk- in Dienstverhältnis - Beitragsnachverrechnung

n LOHNSTEUER UND ABGABEN
Lebensversicherungsprämien als LSt-pflichtiger Arbeitslohn

ARTIKETRUNDSCHAU

7

B

11

12

13

13

14

14

15

17

20

IMPRESSUM 19

*



II I I

oo
êì)

I
C\
CF

C\

=.rtt¿r *
*

Thc Y'Et
* * Forum

*
*

Fo t communis Europae

in connection with

Ddited by

Thomas Simons

Rainer Hausmann

unalex. The Portal to Inúernational law
wwry.unalex.eu

Board of Dditors

Alegría Borrás, Barcelona (ES)

Sabine Corneloup, Diion (FR)

Peter Hav', Atlanta (USA)

Peter Kindler, Munich 1DE)

Ilaria Queirolo, Genoa (lT)

Monika Pauknerová, Prague (CZ)

Andreas Schwartzc, Innsbruck (AT)

Mathijs ten Wolde, Groningen (NL)

IPR Verlag

Jan Strnad, Determining the Existence of Consent for Choice-of-Court
Agreements under the Brussels I-åls Regulation

ECJ 12 Noaember 2014 - C-656/13 - L. a. M. - wnalex EU-613

Brøssels Ilbis Regulation Article 12(3)

ECI 23 October 2014 - C-302/13 - flyLAL-Litbuanian Airlines - unalex EU-611

Brussels I Regulation Articles 1(1),22(2),31 and 34(1)

ECJ 23 October 2014 - C-305/13 - Ilaeger €¡ Schmidt - unalex EU-612

Rome Conpention Article 4(1), (2), ft) and (5)

ECJ 13 September 2014 - C-318/13 - X - unalex EU-603

Directioe 79/7/EEC Article 4

ECI 04 September 2014 - C-327/13 - Bwrgo Group - ønalex EU-606

European InsoLoency Regulation Articles 3(2) and 29(b)

ECI Opinion 2/13 - 18 December 2014 - European Conoention for the Protection
of Human Rigbts and Fundamental Freedoms

ECf Opinion 1/13 - 14 October 2014 - 1980 Hagwe Convention on tbe civil aspects

of international child. abduction - Regølation Brussels IIbis

Higb Court, Qween's Bench Division (UK) 06 October 2014 - Gaynor Winrou zt.

Hempbill and Ageas Insurance Limited - unalex {JK-5 50

Rome II Regulation Article aQ) and (3)

High Court, Cbancery Division (UK) 06 August 2014 - Lebmann Brotbers Finance

A.G. (in liquidation) a. Klaus T!;cbira Stiftung GmbH - ønalex [JK-546

Lugano Conr.¡ention 2007 Articles 27(1),30

OGH (AT) 20 May 2014 - unalex DE-3069 - BrusseLs I Regulation Article 1

,16-2014
I 4th Year september/D rïii¡:J,tli



CONTENTS

pivatelnternational Law and International Civil Procedure

Jan-Strnad, Determinìng the Existence of Consent for Choice-of-Court Agreements
under the Brussels I-årsRegulation 113

Itrternttional and European Procedural Law

ECJ 23 October 2014 - C-302/13 - flyLAL-Lithuønian Airlines - Brussels I Regulation
Articles 1,(1), 22(2), 31 and 34(1.)

High Court, Chancery Division (UK) 06 August 2014 -12014) EIøHC 2782 (Ch) -
Lebmann Brotbers Finance A.G. (in liqøidation) o. Klaus Tscbirø Stiftøng GmbH -
Lugano Convention 2007 Articles 27(1,),30

OGH (AT) 20May 2Ql4 - 4ob227/13t- Brussels I Regulation Article 1

11,9

121,

123

and Succession Law

ECJ 12 November 2014 - C-656/13 - L. v.1L - Brussels Illls Regulation Article 12(3) 124

Insolvency Law

ECJ 04 September 201 4 - C-327 /L3 - Bargo Group - European Insolvency Regulation
Articles 3 (2) and, 29 (b) 1,27

Private International Law

ECJ 23 Octob er 2074 - C-305/13 - Haeger & Schmidt -Rome Convention
Article4(1), (1,$)and(5) 129

High Court, Queen's Bench Division (UK) 06 October 2014 -12014) E\ùøHC 3164 (QB) -
Gaynor'Winrora v. Hemphill and Ageas Insurance Limited -kome II Regulation
Article 4(2) and (3) 1.32

International and European Labour Law

ECJ 13 September 2Q14 - C-318/13 - X -DirecriveTg/7/EEC Article 4 t34

In-formation on Current Issues

ECJ Opinion 2/13 - 18 December 2014 - European Convention for the
Protectìon of Human Rights and FundamentalFreedoms
ECJ Opinion 1,/1,3 - 1,4 October 2014 - 1980 Hague Convention on the
civil asþects of international child abduction - Regulation Brussels IIåls

137

144

New Publications

Table of Abbreviations
Conference Calendar
Masthead

1.48

T
ru
IV



:T::'"0*"'"

rl20ts
12. lahrgang S. 7-52 Februar 2015

Bachmønn, Rezension øt Grünberger, personale

Gleichheit. Der Grundsatz der Gleichbehandlung im
Zivilrecht 10

Service

Allgemeines Gemeinschafts- und
Gemeinschaft sp rivatrecht

Grünberger / podszun, DieEntwicklung des
Immaterialgüterrechts im Recht der Europäischen
Union i¡ den fahren 2013lI4 - Teil l 11

Familien- und Erbrecht

Dorsel/Schall, Die Umsetzung der ErbVO durch die

Europäische Kommission - Ein erster Überblick unter
besonderer Berûcksichtigung des Europäischen

Internationales Privat- und
Zivilverfahrensrecht

Nordmeier, Rezension zu Aubart, Die Behandlung der

dépeçage im europäischen Internationalen Privatrecht 

- 

49

Mankowski, Rezension nt Guinchard (dir.), Le nouveau

règlement Bruxelles I bis. Règlement n" l2l5l20l2 dl
12 décembre 2012 concernant la compétence judiciare, la

reconnaissance et l'exécution des décisions en matière

civile et commerciale

Neues aus Brüssel 5l

Editorial

Reimer, Lrx Leaks - ein Lichtblick?

l/Pfeffir/Stürner
Recht 26 (20t3),

und Kollisionsrecht 25

Obligationenrecht
telnschl. ziviles Verbraucherschutzrecht)

I

Fokus Nachlasszeugnisses

]ønsen, Commenting upon European Contract Law 

- 

2 Bøldus, Rezension zu Dutta, Warum Erbrecht?

Das Vermögensrecht des Generationenwechsels in
funktionaler Betrachtung

Grundfragen

36

48

49

Piekenbrock, Die geplante Umsetzung der

26



European Law Revrew
o

Issue 1 February 2015
.ìi1

Table of Contents

Editorial
The 40th Anniversary of European Lqw Review

Classics of the First 40 Years

Some Legal Aspects of Fundamental Renegotiations

Dominik Lasok

Articles
What is aLeadíng Case in EU Law? An Empirical Analysis

Urska Sadl andYannis Pønagis

The New EU Tobacco Products Directive and European Fundamental Rights

Dirk Llwer ar¡d Moritz Rademacher

Surrogacy, Pregnancy and Matemity Rights: A Missed Opportunity for a More Coherent

Regime of Parental Rights in the EU

Eugeni.a Caracciolo di Tbrella and Petra Foubert

Legal lnterpretation of EU Framework Directives: A Soft Law Approach
Emilia Korkea-aho

Analysis and Reflections
Comment on Ers ekcs anádi Mezógazdas ági
Richard Lang

Unfinished Business: Rome II in Practice and the Need for aHague Convention on
Non-Contractual Obligations
Emmanuel GuÌnchard

Review Article
Making Sense of Constitutional Plutalism: A Review of Klemen Jaklic's Constitutional
Pluralism in the Etl
Daníel Sarmiento

Book Reviews

Z
t¡:

-t

15

35

52

70

89

100

110

118



I 1
2015
50. Jahrgang
Seite r - r3oLU./' tir''..

EURO ECHT
Hsnauscpc¡gEN voN Pnor. Dn. Dn. H.c. Clnus-Dleren EHLERMANN, ehem. Generaldirektor der

EU-Kommission, Rechtsanwalt, Brüssel I Pnor. Dn. Dn. r.c. UlnrcH Evenltruc, ehem. Richter am

EuCH, Universität Bonn lPnor. Dn. An¡utrv Harrr, Universität Hamburg lPnor. Dn. M¡rruHano

Hllr, Bucerius Law School, Hamburg I Pnor. Dn. Dn. n.c. Per¡n-CHnlsrtnru MÜllen-Gnarr, Uni-

versität Heidelberg I Pnor. Dn. Crnr Ntco¡-avsEN, Universität Hamburg I Pnor. Dn. Harus-Jün-

GEN RABE, Rechtsanwalt, Berlin lPnor. Dn. Mnrrnl¡,s Rurrrnr, UniversitätJena lPnor. DR.JüR-

crru Scswrnze, Universität Freiburg lPnor. Dn. Dn. u.c. Vassruos Srounts, Präsident des

Gerichtshofs der Europäischen Union, Luxemburg I Pnor. Dn. UlntcH Wölr¡n, Juristischer

Dienst der EU-Kommission, Brüssel

Scxnlnre rren: Pnor. Dn. Annntru Hnrtr, Universität Hamburg I Dn. lruco Bntrurtn, LL.M., Rechts-

anwalt, München

I trl ¡t ¡ lrsve nz E tc H N ts

Aursarzs
Prof. Dr. Koen Lenaerts, Luxemburg
Kooperation und 5pannung im Verhältnis von EuCH und nationalen Verfassungsgerich-
ten............. 3

28
Sa ra h Sch ade ndo rf, Ha m bu rg
Die UN-Menschenrechtsverträge im Crundrechtsgefüge der Europäischen Union ..........

Sara Dietz / Thomas Streínz, München
Das Marktzugangskriterium in der Dogmatik der Crundfreiheiten

RreHrspnrçH u NG

Prof. Dr. Eberhard Eichenhofer, Jena
AusschlussvonausländischenUnionsbürgernausdeutscherCrundsicherung?.............

Prof. Dr. Jörg Gundel, Bayreuth
Der beschränkte Anwendungsbereich des Charta-Crundrechts auf gute Verwaltung: Zur
fortwirkenden Bedeutung der allgemeinen Rechtsgrundsätze als Quelle des EU-crund-
rechtssch utzes
Anmerkung zum Urteil des EuGH v. 17. Juli zot4,verb.Rs.C-t4r/tzu.C31zhz (Y.S. u. M. u.
S./Minister voor lmmigratie) ............

73

50

80



I

K ¡- r I ru r n r B r ¡rnÄc E, B r R I c l-"irE u t! n Do rc u nn r rvre

Dr. Sebastian Omlor, Freiburg
Das europäische Crundrecht auf Stiftung

Dr. Sven 5imon, GieJ3en

,,Whatever it takes": Selbsterfüllende Prophezeiung am Rande des Unionsrechts?
Eine unionsrechtliche Bewertung der OMT-Entscheidung der EZB

91

LO7

ScHR¡FTtEtruNG:
Prof. Dr. Armin Hatje (V.i.S d.P.) | RA Dr. lngo Br¡nker LL.M. I unter Mitarbeit von Prof. Dr. Jörg Philipp Terhechte

REDAKTtoN saN scH Rt FT:

Universität Hamburg I

Telefon 040/428 38 40
www.eu r.nomos.de

ERscH E tN u NcswE¡5 E:

6 Ausgaben pro Jahr

BEzucsPRErsE 2014:
JahresabonnementlTg,-€,für Studierende (jährliche Vorlage einer Studienbescheinigung erforderlich) 101,-€; Einzel-
heft 35,- €. Alle Preise verstehen sich incl. MWSt, zzgl. Vertriebskostenanteil 10,70 €, plus Direktbeorderungsgebühr
lnland 2,14 € p.a.
Beihefte die zu diesem Titel erscheinen, werden den Abonnenten mit einem Vorzugspreis automat¡sch zugesandt und
können bei Nichtgefallen zurückgegeben werden.

B¡sr¡rrmöc ucH rplte ru:

Bestellungen beim örtlichen Buchhandel oder direkt bei der Nomos Verlagsgesellschaft Baden-Baden

Kù r.¡ orc u rucsrn tst:
jeweils drei Monate vor Kalenderjahresende
BANKVERBINDUNG 6ENERELt:
Zahlungen jeweils im Voraus an Nomos Verlagsgesellschaft, Postbank Karlsruhe: BIC PBNKDEFF, IBAN DE07 6601 0075
OO73 6367 51 oder Sparkasse Baden-Baden caggenau: BIC SOLADESlBAD, IBAN DE05 6625 0030 0005 0022 66

DRUcK UND VERtac:
Nomos Verlagsgesellschaft mbH & Co. KC I Waldseestr. 3-5,D-7653O Baden-Baden I Telefon (07221)2104-0 | Fax (07221)

2104-27
E-Mail nomos@nomos.de

AN zEt6 EN:

Sales friendly Verlagsdienstleistungen Pfaffenweg 15 53227 Bonn I Telefon (0228) 978980 | Fax (0228) 9789820
E-Mail roos@sales-friendly de

URHEBER- UND VERLAGSREcHTE:

Die Zeitschrift sowie alle in ihr enthaltenen einzelnen Beiträge und Abbildungen sind urheberrechtlich geschützt. Jede
Verwertung, die nicht ausdrücklich vom Urheberrechtsgesetz zugelassen ist, bedarf der vorherigen Zustimmung des
Ver¡ags.
Mit der Annãhme zur Veröffentlichung übertrågt der Autor dem Verlag das ausschließliche Verlagsrecht für die Zeit bis
zum Ablaufdes Urheberrechts. Eingeschlossen sind insbesondere auch das Recht zur Herstellung elektronischer Versio-
nen und zur Einspeicherung in Datenbanken sowie das Recht zu deren Vervielfältigung und Verbreîtung online oder off-
line ohne zusätzliche Vergütung. Nach Ablauf eines Jahres kann der Autor anderen Verlagen eine einfache Abdruckge-
nehmigung erteilen; das Recht an der elektronischen Version verbleibt beim Verlag.
Namentlich gekennzeichnete Beiträge geben nicht in jedem Fall die Meinung der Herausgeber/Redaktion oder des Ver-
lages wieder. Unverlangt eingesendete Manuskripte-für die keine Haftung úbernommen wird -gelten als Veröffentli-
chungsvorschlag zu den Bedingungen des Verlages.
Die Redaktion behält sich eine längere Prüfungsfrist vor. Eine Haftung bei Beschäd¡gung oder Verlust wird nicht über-
nommen. Bei unverlangt zugesandten Rezensionsstücken keine Carantîe für Besprechung oder Rückgabe. Es werden nur
unveröffentlichte Originalarbeiten angenommen. Die Verfasser erklären sich mit einer nicht sinnentstellenden redaktio-
nellen Bearbeitung einverstanden.
Der Nomos Verlag beachtet die Regeln des Börsenvereins des Deutschen Buchhandels e.V. zur Verwendung von Buchre-
zenslonen 

rssN 053.r-24g5

Nomos
\^¿

Seminar für Öffentliches Recht und Staatslehre I Rothenbaumchaussee 33 | 20148 Hamburg 
I

81 | Telefax 040/428 38 43 67



ATS8l

Europäische Zeitschrift für

Wirtschaftsrecht
European Journal of Business Law . Revue Européenne de Droit

F;ruZW 412015
25. Februar '26. Jahrgang2}I1' Seite 12I-160

aa

Þïfl/

lnhalt

Gastkommentar

Europa-Report

Korrigendum

Aufsätze und Berichte

Buchbesprechung

Rechtsprechung

EuGH 04. 12.2014 - C-295113

Franz C. Mayer
Die EZB vor Gericht - nächste Runde

Beihilfe-, Kartell-, Urheberrecht uvm

Berichtigung zu Omlor, EIZW 2014,932(936)

Ulrich Soltész
Die Entwicklung des europäischen Beihilferechts im Jahre 2014

Frank Altemöller
Das Welthandelssystem nach der Ministerkonferenz in Bali:

Eine Zukunft für den Multilateralismus?

Werner Berg/Gerald Mäsch (Hrsg.): Deutsches und Europäisches Kartellrecht

(Andreas Weltbrecht)

121

123

126

127

13s

140

141

144

148

150

EuG H

EuGH

EuG

0LG Düsseldorf

BGH

11.09.2014-C-441112

16. 10. 2014 -r-129113

18.12.2014 - C-354113

lnsolvenzrecht: Zuständigkeit nach EulnsVO für Klagen gegen

Geschäftsführer nach 5 64 GmbHG

(m. Anm. Peter Kindlet S. 1a3)

Arbeitsrecht: Adipositas eines Arbeitnehmers als Behinderung

(m.Anm. Stephan Pötters, 5. 147)

Kapitalmarktrecht: Keine Pflicht zur Prospektveröffentlichung bei

Zwa ngsversteigeru ng

Bei hilferecht: Keine Nichtigkeitsklage gegen Eröffnungsbeschluss bei

vollständi g durchgeführter Beihilfe

(m. Anm. Georg M. Berrisch, S. 156)

11,2014-Vll-Verg 30/14 Vergaberecht:Vorwirkung der neuen EU-Vergaberichtlinie

(m. Anm. Olav Wagner/Jan-Oliver Schrotz, S. 159)

lZ. ZO14 - ll ZR 11g114 lnsolvenzrecht: EuGH-Vorlage zur Haftung für masseverkürzende

Zahlungen der Gesellschaft (Ls.)

19

02

157

160

EUZW 201 5, Heft 4 ilt



European lfuman Rights
Law ReYrew

o

Issue 12015

Table of Contents

Opinion
On Fantasy Island: British Politics, English Judges and the European Convention on Human
Rights
Professor Conor Gearly

Bulletin

Bulletin: Counter-Terrorism and Human Rights

Articles
The EU Charter of Fundamental Rights in the Case Law of the European Court of Human
Rights
Brice Dickson

Redefining the Role of TPIMs in Combatting "Home-Grown" Terrorism within the Widening

Counter-Terror Framework
Professor Helen Fenwick

A Common Law Resurgence In Rights Protection?
Roger Masterman and Se-shauna Wheatle

"Designed to Reduce People ... To Complete Destitution": Human Dignity in the Active
Welfare State

Mark Simpson

Case Analysis
SAS v France: Fidelity to Law and Conscience
Johtt Adenitire

Case and Comment
Trabelsi v Belgium

Hassan v United Kingdom

Brunet v France

Gross v Switzerland

o

z
I;J

¡

1

9

I

t4

27

4t

51

66

78

8l

90

94

96

RS



Hansen v Norway

Matelly v France

Jeunesse v Netherlands

Gough v United Kingdom

Book Review

98

l0l

104

106

110

I



ÉorroRrRr-

RTDEur. q
J MAãRE

ATSBl

uropéen

,, lJniversité de Strasbourg
'sité Pa nthéo n -sorbonne IParís I ]

zrsité de Liège

iques euroPéennes

¡nthéon-Assas Paris ll
cn euroPéenne à L'lnstitut

iversíté Jean Moulin LYon 3

iversité Panthéon-Assas Paris ll
; d Aix-Marseille
uges

rédaction uníque

truestionnaire,,

e ont été évalués Par deux

trice de [a Pubtication

-etation ctientè[e

140 e

?5 550 00098
,5550

Revue trimestrielle de droit européen

CJUE-CËDl"l :2-û
par Jean-PauI Jacqué

ARTIC[-E5

z
4i

.823(

par Robert Kovar ..........

i-a direçtirre 2G1,4/67/'¿Er'eiative à ['exée utioir e ta directive 9b/=/1/EË

c<lncernant te clétachernent de travai[[eurs: Lln premier pas dans une
bonne direction
par Atexandre Defossez. 833

Doacie¡^" Virrgt ans après la <rér¡oiution de no,¡ernbre>> : l'arrât LGrk revisit-á
Actes de La journée d'étude du 29 novembre 2013 organisée par ['Université Paris Est

llr-óteiL et Sciences Po

sous [a direction de Edouard Dubout, Anastasia lliopoulou-Penot, Imola Streho .....849

En guise d'intio,luction : [a dimension constiiuiionneLte de ['arrêt Keck
par Edouard Dubout.. ..... . . 851-

De ['ar¡êt úassanvilie à ['arrêi L(eck et Mithauard
859

L'arrêl Keck et la jr-rrisprudence post,árier,rre du point de vue de [a Cour ou comment

le juge de l'tJnion a iravaiLLé son revirement
par Aude Bouveresse .870-1
l'lo,w Keck slrouLd be taught and possibty understood: in search of the "right'"

interpretation of articLe ll4
par lmota Streho. ,... ... ..870-t3
Forces et faibteses de ['ar¡êt Keck

870-2r
Unité et fraqmentation de [a notion d'entrave: t'adoption de ['approche Keck au-detà

de [a [ibre circuLaiion des marchandises
par Fabio Spitateri .87L
What the Keck are we doinq?
par Catherine Barnard ...878-1_

l'arr6t Keck reste-t-iL d'actuaLité ?

par Peter Otiver.

Cedex
nts
-ouge

En gui;e de concLusion: pourquoi
par Anastasia lliopoutou-Penot...

CHRONIOUES

Droit du contentieux de ['Union européenne
par Laurent Coutron .899

Espace judiciaire européen en matière civite
par Vincent Égéa
et Emmanuel Guinchard .....9L9

Droit européen de [a concurrence
par Laurence ldot 93L

Jurisprudence adm¡nistrative f rançaise
intéressant [e droit de t'Union
par Dominique Ritleng. Aude Bouveresse et
Eiienne Mutler. .... . .,.952-L
Droit européen de [a propriété inteltectuetle

..878-9

COMMENTAIRES

Application dans I'espace de ia
direetive 95/46/CE : La i¡ér:graphie
du droit à t'oubli
par tsruno Hardy .879

Accessibte aux abonnés sur daltoz-revues'fr

: tout é[ément pubtié
par Edouard Treppoz 953

RTDEur. - Q - octobre -décembre 203'4



T
RFG
INHALT

+ Editorial
Von Walter Leiss

Amtsrnåssbnauch tind Kontncl[e
+ Tatort Gemeindeamt . .

Bürgermeister und Kommunalpolitiker als Verbrecher?
Das Verbrechen des Amtsmissbrauchs ist ein Straftatbestand, der mit Freiheitsstrafe von bis zu ftinf fahren,
in schweren Fällen sogar bis zu zehn fahren bedroht ist. Staatsanwaltschaften und Gerichte verfolgen Amts-
missbrauch mit zunehmender Intensität. Nicht nur Beamte im klassischen Sinn, sondern insb auch Bürger-
meister und andere Kommunalpolitiker sind dadurch potentiell der strafrechtlichen Verfolgung ausgesetzt.

Von Dieter Neger

å Einfuhrung und'Umsetzung eines internen Kontrollsystems in Gemeinden . . . .

Einführung und Umsetzung anhand des Beispiels eines Beteiligungsmanagements
Die öffentliche Hand ist den Haushaltsgrundsätzen der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßig-
keit verpflichtet. Ein internes Kontrollsystem unterstützt die Verantwortlichen bei der Erreichung ihrer
Zíele. Das System soll aber nicht zum Selbstzweck, sondern mit angemessenen Ressourcen als Selbstver-
ständlichkeit gelebt werden.
Von Gerhard Pircher, Chrßtoph Nestler und Steføn Schury

Steuerrecht
Ð Umsatzsteuerrichtlinien-Wartungserlass 2O1 4
Wesentliche Anderungen für Körperschaften öffentlichen Rechts
Der Wartungserlass zu den Umsatzsteuerrichtlinien vom 14. ll. 2OI4 (BMF-0102i9 10495-VI1412014) ent-
hält auch in diesem Jahr einige l\.nderungen ftir Körperschaften öffentlichen Rechts. Die wesentlichen An-
Passungen davon werden im Beitrag dargestellt.
Von Barbarø Peneder und Susønne Reisinger

4
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I
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19

rnit
Beispiel

mit
Beispiel

Ð lnvestment Controlling als lnstrument des Risikomanagements
bei Finanzgeschäften von Gemeinden 14
In den fahren ab 2008 sind Finanzgeschäfte österr Gebietskörperschaften publik geworden, die zu teilweise
hohen Verlusten und in der Folge zu entsprechenden Belastungen der jeweiligen Haushalte geftihrt haben.
Als Reaktion wurden politische Initiativen gestartet, um Richtlinien im Umgang mit Finanzgeschäften vor-
zugeben. Der Beitrag erläutert die gesetzlichen Rahmenbedingungen für Finanzgeschäfte von Gemeinden
und stellt anschließend Investment Controlling als Instrument eines professionellen Risikomanagements
vor.
Von Stefan Kørgl

Steu,¡er-RaCan

üffentliches Recht
-* Gemeindezusammenlegungen und Sachlichkeitsgebot 22
Schon in der Vergangenheit haben Gemeindezusammenlegungen den VfGH beschäftigt. Im Mittelpunkt
des_Beitrags stehen die 2014 ergangenen Erkenntnisse des VfGH zur jüngsten Gemeindestrukturrãform
in der Steiermark.
Von Maria Bertel
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+ Die Ausgestaltung von Public Private Partnerships

als moderne Form der Privatisierung 27
Vor dem Hintergrund der angespannten Finanzlage der österreichischen Gemeinden haben sich insb im

Rahmen von Überlegungen zurEfftzienzsteigerung Public Private Partnerships (PPP) zu einer vieldiskutier-

ten Alternative der kommunalen Aufgabenerledigung entwickelt. Einführend werde4 hierzu die rechtlichen

Grundlagen der Gemeindeaufgaben dargestellt. Sodann erfolgt eine Auseinandersetzvfig mit dem.Begriff

,,ppp" sowie mit verschiedenen PPP-Gestaltungsmöglichkeiten. In Ergänzung dazu gibt dieser Beitrag einen

ûberblick über die unterschiedlichen Formen der Privatisierung und diskutiert deren Eignung als Grund-

lage einer PPP'

Von Marie Christine LumPer

+

+ Bezüge von Gemeindeorganen nach dem
OÖ Gemeinde-Bezügegesetz 1998 .

Mit Hinweisen auf die Regelungen anderer Bundesländer
Das OÖ Gemeinde-Bezugegesetz 1998 bildet die gesetzliche Grundlage ftir die Bezige der Bürgermeister

aller Gemeinden in Oberösterreich, darüber hinaus in Statutarstädten auch für die Bezuge der sonstigen

Mitglieder der Stadtsenate. Der Beitrag gibt einen Überblick über die Regelungssystematik und setzt sich
kritisch mit S 2 Abs 4a auseinander, der eine Kürzung der Bezüge für die hauptberufliche Funktionsaus-
übung vorsìeht, wenn zugleich ein Anspruch auf Geldleistungen aus einem Ruhe- oder Versorgungsbezug,
aus einer gesetzlichen Pensions- oder Arbeitslosenversicherung oder einer betrieblichen Pensionsvorsorge
besteht. Auf die bezügerechtlichen Regelungen anderer Bundesländer wird überblicksartig hingewiesen.
Von Carsten Roth

Zivilnecht
+ Nachbarrechtlicher lmmissionsabwehranspruch gegen,,Müllinsel"?
Basierend aufeiner kürzlich ergangenen höchstgerichtlichen Entscheidung wird in dem Beitrag der Frage
nachgegangen, ob ein nachbarrechtlicher Abwehranspruch gegen Immissionen aus einer der Mi.illabfuhr
dienenden öffentlichen Müllsammelstelle auf dem Zivilrechtsweg geltend gemacht werden kann. Näher
zu erörtern ist in weiterer Folge auch die PassMegitimation eines von der Gemeinde beauftragten MüLll-
entsorgungsunternehmens, das Aufgaben im Bereich der Milllabfuhr wahrnimmt.
Von Melønie Schlager

Finanzrenung
+ Die Gemeindefinanzen im Fokus: Gemeindefinanzbericht 201 4. . . .

Haushaltsdisziplin - die neue Normalität
Die Zahlen im Gemeindefìnanzbericht 2)l4belegen, dass sich der bereits in den Vorjahren absehbare sta-
bile Trend bei den österr Gemeindefinanzen fortsátzt. Die Haushaltsdisziplin spiegelte sich in soliden über-

nalen Finanzpolitik (Saldo der laufenden Gebarung,
inem weiteren Schuldenabbau und Rúcklagenaufbau
eudiger als im fahr zuvor und erfüllten somit ihre
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GewO, die Bindungswirkung des UVP-Feststellungsbescheides entgegengehalten, obwohl sie diesen zuvor
weder verwaltungsbehördlich noch gerichtlich ûberpnifen konnten. Nach bisheriger Rechtslage wird die be-
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Pflichten zur verstärkten Einbeziehung und Berücksichtigung von ökologischen Aspekten bei der öffentli-
chen Auftragsvergabe. Auch im BVergG finden sich ökologische Bestimmungen, die im Beitraguntersucht

werden.
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Aktuelle Rechtsfragen aus dem IHK-Bereich

Zur fortbestehenden Zuständigkeit der Industrie- und
Handelskammern für die öffentliche Bestellung von Architekten
und Ingenieuren auf den Sachgebieten ,,Bauwesent' und
,,Ingenieurwesen" Ín Sachsen

Prof. Dr. Jörg Ennuschat, Bochum

Zur Entwicklung des Beitrags- und Kammerrechts
der Industrie- und Handelskammern
Ein Rechtsprechungsrepod 2011 bis 2014

Prof. Dr. Ralf Jahn, Würzburg

s. 61

s.92

Prof. Dr. Jörg Ennuschat, Bo,

Zur fortbestehenden 2

delskammern für die i
und Ingenieuren aufd
genieurwesen66 in Sacl

A. Sachverhalt und Gutar
$ 36 Abs. I GewO ermögli<
,,durch die von den Landesrel
digen Stellen". Nach $ 7 Abs
dustrie- und Handelskamrnerl
Durch das Gesetz über das Í

Sächsischen Ingenieurkammr
der Sächsischen Bauordnung
sische Landesgesetzgeber nur
genieurkammer zur öffentlich
das Ingenieurwesen geschaffe
rechtsgutachtlich untersucht r

I. Neuregelungen im Geset
Anderung des Söchsisch,
genieurgesetzes sowie dt
(ScichsGtr/Bl. S. 238)

Das Gesetz über das Sächsisr
schen Ingenieurkammergeser
Sächsischen Bauordnung von
rungen des SächsArchG und c

die Architelcten- und die Inp
fl ankierenden Regelungen (ur
tion mit den Industrie- und H¿

ten (unten 4.). Das SächsIHKt
nicht geändert (unten 5.).

l. Offentliche Bestellung vc
ten- und lngenieurkamme

Teil der Novelle ist die Scha
genieurkammer: die öffentlic
ist jeweils auf bestimmte K
stimmter Voraussetzungen ge

In $ 14 Abs. I Nr. 10 SächsA

,,Aufgabe der Architekter
GewO in der Fassung der
die ztletzt durch Art. 5 A
1748) geändett worden is
auf dem Gebiet des Bauv

Der Verfasser ist Inhaber des Leh¡sh
Universität Bochum.
Dìeser Beitrag gibt ein Rechtsgutachr
matik auch Bleutge, GewArch 2014.
wesens in Sachsen mrde zum 0l.l I
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